
auch noch auf eine dem Verklagten zur Last fallende Ver­
letzung der Aufsichtspflicht gestützt habe, müsse materiell 
darüber entschieden werden. Dabei seien nicht § 5 VG, 
sondern die Vorschriften des BGB zu beachten gewesen. 
Eine Verletzung der Sorgfaltspflicht durch den Verklagten 
sowohl für die konkrete Verrichtung als auch im generellen 
Sinne sei nicht festgestellt worden. Die betrieblichen An­
ordnungen und Maßnahmen zur Überwachung der Entlade­
brigaden seien ausreichend gewesen. Die Menge der ent­
wendeten Gerste habe nicht Anlaß geboten, verstärkte 
Kontrollen einzurichten. Sie habe sich noch im Rahmen des 
Normalen gehalten.

Gegen dieses Urteil hat der Kläger form- und fristgemäß 
Berufung eingelegt, die das Oberste Gericht mit der Maß­
gabe zurückgewiesen hat, daß die Klage als unzulässig 
abgewiesen worden ist.

Aus den G r ü n d e n :
Bei der Entscheidung über die Frage, ob der Rechts­

weg zulässig ist, kommt es nicht darauf an, welche ge­
setzliche Bestimmung die klagende Partei als durch 
den Gegner verletzt bezeichnet, um ihren Anspruch zu 
begründen. Die Gerichte müssen vielmehr von sich aus 
die Rechtsfragen an Hand des von den Parteien vor­
getragenen Sachverhalts prüfen und danach also im 
vorliegenden Fall beurteilen, ob der Klaganspruch auf 
einem Vertrag beruht, der von zwei sozialistischen oder 
ihnen gleichgestellten Betrieben im Rahmen des Ver­
tragsgesetzes (VG) vom 11. Dezember 1957 (GBl. IS. 627) 
abgeschlossen worden ist. Diese Betriebe sind nach 
§ 1 VG verpflichtet, über ihre wechselseitigen Bezie­
hungen, welche die Lieferung und Abnahme von Er­
zeugnissen oder die Herstellung und Abnahme von 
Werken oder sonstigen Leistungen auf der Grundlage 
und in Übereinstimmung mit den Zielen des Volks­
wirtschaftsplanes zum Gegenstand haben, Verträge ab­
zuschließen. Für Streitfälle aus diesen Verträgen sind 
aber nicht die Zivilgerichte zuständig, sondern die 
Vertragsgerichte. Dieser Rechtszustand ergibt sich aus 
§ 9 Abs. 1 Ziff. 5 Vertragsgerichtsverordnung (VGVO) 
vom 22. Januar 1959 (GBl. I S. 83). Er bestand, wie 
das Bezirksgericht richtig erkannt hat, auch bereits vor 
Inkrafttreten dieser Bestimmung und wurde in der 
gemeinsamen Rundverfügung Nr. 8/55 des Ministeriums 
der Justiz und des Staatlichen Vertragsgerichts vom
25. November 1955 (VuM des Ministeriums der Justiz, 
1958 S. 19) in Übereinstimmung mit den geltenden Ge­
setzen festgelegt.

Daß die Parteien im vorliegenden Fall einen solchen 
Vertrag abgeschlossen haben, ist zwischen ihnen nicht 
streitig. Das ergibt der bei den Akten befindliche 
schriftliche Vertrag und ist vom Bezirksgericht auch in 
nicht zu beanstandender Weise erkannt worden. Gegen­
stand des Vertrags ist die Lagerung von Braugerste in 
den Silos des Verklagten. Diese Lagerung umfaßt nach 
dem erklärten Willen der Parteien auch die Entladung 
der Gerste aus den Güterwagen und den Transport in 
die Silos gegen eine vertraglich vereinbarte Vergütung. 
Das ergibt sich eindeutig aus § 7 des Vertrags, wonach 
die Kosten für Empfangnahme und Transport zum Silo 
zu berechnen waren und nach dem unstreitigen Vor­
trag der Parteien während der Vertragsdauer auch ge­
zahlt worden sind. Die dem Verklagten obliegende ord­
nungsgemäße Erfüllung des Vertrags schließt mithin 
die Entladung und den Transport der Braugerste vom 
Bahnhof in die Silos ein.

Der Kläger behauptet nun, daß der Verklagte seiner 
ihn nach dem Vertrag treffenden Pflicht zur ordnungs­
gemäßen Entladung der Gerste nicht nachgekommen 
sei. Diese Pflichten habe er in den Jahren von 1955 bis 
1958 vielmehr gröblichst verletzt. Ihm seien von den 
Angestellten des Verklagten, die speziell mit der Ent­
ladung und dem Transport der Gerste in die Silos 
beschäftigt gewesen seien, 1000 Zentner Gerste gestoh­
len worden. Damit behauptet der Kläger nichts an­
deres, als daß ihm durch die nicht ordnungsgemäße Er­
füllung des Vertrages ein Schaden von 1000 Zentnern 
fehlender Gerste, das sind 13 200 DM, entstanden sei.

Das Bezirksgericht hätte also bei dieser Streitlage 
prüfen müssen, ob durch den vom Verklagten nicht 
bestrittenen, von seinen Brigaden verübten Diebstahl 
der Gerste Vertragspflichten des Verklagten verletzt 
worden sind oder ob der Diebstahl eine Handlung dar­
stellt, die außerhalb aller vertraglichen Pflichten des 
Verklagten liegt. Dabei kann es nicht darauf ankom­

men, daß ein Diebstahl an sich ein Verbrechen ist, das 
vorsätzlich begangen wird und niemals Vertragsinhalt 
sein kann. Entscheidend kann nur sein, ob diese Hand­
lung im Rahmen der vertraglichen Pflichten des Ver­
klagten begangen wurde und die Fehlerhaftigkeit deren 
Erfüllung — hier also die unvollständige Einlagerung 
der Braugerste — verursachte. Das muß bejaht wer­
den. Es kann dabei nicht darauf ankommen, ob die 
nicht ordnungsgemäße Erfüllung des Vertrags vorsätz­
lich, im vorliegenden Fall durch Diebstähle der Ange­
stellten des Verklagten, oder ob sie fahrlässig, etwa 
durch mangelhafte Pflege des eingelagerten Getreides, 
herbeigeführt wurde. Nicht anders wäre auch die Lage 
zu beurteilen, wenn etwa die Brigaden des Verklagten 
in fahrlässiger Weise die fehlende Gerste in den Güter­
wagen belassen oder auf dem Transport in die Silos 
infolge schadhafter Behältnisse verloren hätten. In bei­
den Fällen wären diese Handlungen Ursache der 
Schlechterfüllung gewesen, für die der Verklagte nach 
§ 5 in Verbindung mit §§ 37, 38 VG einzustehen hätte. 
Im übrigen müssen die im vorliegenden Fall began­
genen Diebstähle auch als „Umstände des betrieblichen 
Geschehens“ des Verklagten angesehen werden, die 
nach der offenbar bewußt weit gefaßten Bestimmung 
im § 38 Abs. 1 VG den Schuldner nicht von seiner ver­
traglichen Verantwortung befreien.

Es kann also keine Rede davon sein, daß der Dieb­
stahl der Gerste durch die Brigaden des Verklagten 
eine Handlung darstellt, die völlig außerhalb der Ver­
tragspflichten des Verklagten erfolgt ist, wie es bei­
spielsweise dann der Fall wäre, wenn Mitglieder der 
Brigade oder auch Betriebsfremde außerhalb der Ar­
beitszeit in die Silos eingebrochen wären und Gerste 
gestohlen hätten.

In der dargelegten Beurteilung erschöpft sich die 
n a c h  d e m  V e r t r a g s g e s e t z  vorzunehmende 
rechtliche Beurteilung des Sachverhalts. Seine Anwen­
dung schließt nach § 3 Abs. 1 VG die Anwendung des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auf den vorliegenden Fall 
aus. Es kann also, entgegen der Auffassung des Be­
zirksgerichts, auch nicht zulässig sein, über eine An­
wendung des § 831 BGB — nur auf diese Weise wäre 
es möglich — die Zulässigkeit des Rechtswegs zu be­
jahen.

§§ 536, 537 BGB.
Bei der Prüfung der Frage, zu welchen Reparaturen 

der Vermieter verpflichtet ist, sind stets die Beschlüsse 
der örtlichen Machtorgane zu berücksichtigen.

Ist ein Grundstück vom Rat des Kreises oder des 
Bezirks zum Aufbaugebiet erklärt und der Abriß des 
Hauses vorgesehen worden, so können Reparaturen 
nur noch in beschränktem Umfang verlangt werden.

KrG Leipzig-Süd, Urt. vom 12. September 1959 — 
II C 231/59.

Die Verklagten bewohnen im Grundstück der Klägerin 
eine Wohnung zum monatlichen Mietpreis von 32,30 DM. 
Der bauliche Zustand der Wohnung ist mangelhaft. Die 
Verklagten haben seit August 1958 monatlich 2,50 DM Miete 
weniger gezahlt, weil sie das Waschhaus nicht benutzen 
konnten. Ab November 1958 haben sie zusammen mit den 
übrigen Mietern die Mietzatolung ganz eingestellt, um die 
Beseitigung der erheblichen Mängel zu erzwingen.

Die Klägerin hat beantragt, die Verklagten zur Zahlung 
des gesamten Mietrückstandes zu verurteilen.

Die Verklagten haben den überwiegenden Teil des An­
spruchs anerkannt.

Die Beweisaufnahme hat ergeben, daß das Grundstück 
der Klägerin zum Aufbaugebiet erklärt worden ist Im 
Jahre 1960 wird das Haus daher abgerissen werden. Wegen 
der Unbenutzbarkeit des Waschhauses und anderer Mängel 
hat der Rat des Stadtbezirks, Preisstelle für Mieten, eine 
Mietminderung von 6,75 DM festgesetzt

Das Kredsgericht hat die Verklagten zur Zahlung der 
rückständigen Miete abzüglich der Summe für die fest­
gesetzte Mietminderung verurteilt und im übrigen die Klage 
abgewiesen. Die Kosten des Verfahrens wurden der Kläge­
rin auferlegt

Aus den G r ü n d e n :
Das fragliche Grundstück ist zum Aufbaugebiet er­

klärt worden. Es gehört zum Raum W.-Straße/B.-Platz/ 
R.-Straße, in dem eine Bebauung mit siebengeschossi­
gen Wohnhäusern vorgesehen ist. Der Beginn der Neu­
bauten ist für Ende 1960 geplant. Daher ist der Ab-
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